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Fraktionsauftrag Mitte 

betreffend Standesinitiative für eine neue Raumplanung (Erstunterzeichner Crameri) 

Antwort der Regierung 

 

Bei der Vergrösserung der raumplanerischen Handlungsspielräume des Kantons und 

der Gemeinden gegenüber den Vorgaben des Bundes handelt es sich um eine 

Grundsatzforderung, die insbesondere im Rahmen der ersten Etappe der Revision 

des Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG1) wiederholt gestellt wurde. Die 

Regierung teilt die Auffassung, dass die zunehmende Regelungsdichte des Bundes-

rechts zu einer Schmälerung der kantonalen und kommunalen Handlungsspielräume 

geführt hat. War die Raumplanung in Graubünden traditionell von einer hohen Ge-

meindeautonomie geprägt, hat seit RPG1 eine spürbare Kompetenzverschiebung in 

Richtung Kanton und insbesondere Bund stattgefunden. Letztlich entspricht das gel-

tende Recht aber dem ausdrücklichen Willen des Bundesgesetzgebers. Dass dieser 

von der Kompetenzordnung wieder abweichen würde, ist stark zu bezweifeln.  

Zu Punkt 1 und 2: Gemäss eines vom Bund im Jahr 2017 eingeholten Rechtsgutach-

tens halten sich die Regelungen des geltenden Raumplanungsrechts an die Schran-

ken der Grundsatzgesetzgebungskompetenz und somit an die Bundesverfassung. 

Einzig die Normen betreffend das Bauen ausserhalb der Bauzonen (BAB) würden 

teilweise über eine Grundsatzgesetzgebung hinausgehen. Das betrifft jedoch nicht 

die Besitzstandsgarantie gemäss Art. 24c des Bundesgesetzes über die Raumpla-

nung (RPG; SR 700). Im Übrigen erscheinen Anpassungsbegehren von BAB-

Regelungen ausserhalb des derzeit laufenden RPG2-Gesetzgebungsverfahrens in 

den nächsten Jahren aussichtslos. Schliesslich wurde der Standesinitiative aus dem 

Jahr 2016 (curia vista 16.308), auch Art. 24c RPG betreffend, keine Folge geleistet. 

Einem Begehren oder Vorschlag, inwieweit das RPG zugunsten von mehr Hand-

lungsspielräumen für die Kantone anzupassen wäre, sollte jedoch offen gegenüber-

getreten werden. 

Zu Punkt 3: Gemäss der Konzeption von RPG1 kommt dem kantonalen Richtplan im 

Bereich Siedlung (KRIP-S) als strategisches Instrument zur Steuerung der Raum- 

und Siedlungsentwicklung eine grosse Bedeutung zu. Art. 8a RPG definiert folglich 

einen bundesrechtlichen Mindestinhalt des KRIP-S. Zur Grösse und Verteilung der 
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Siedlungsfläche sowie zur regionalen Abstimmung bei deren Erweiterung werden 

zwar Festlegungen des Kantons verlangt, aber ohne eine institutionelle Ebene wie 

die Gemeinde anzusprechen. Das Bundesrecht kann den Kantonen überdies zu den 

im Einzelnen zu treffenden Massnahmen keine Vorgaben machen. Insofern wird das 

Verhältnis zwischen Kanton und Gemeinden nicht unmittelbar tangiert.  

Zu Punkt 4: Wenngleich es sich bei der Dimensionierung der Bauzonen um das poli-

tische Kernstück von RPG1 handelt, ist der Grundsatz, dass Bauzonen einem Bedarf 

von 15 Jahren entsprechen müssen bereits seit 1980 geltendes Recht (Art. 15 RPG). 

Die Ausführungsbestimmungen zur Bauzonendimensionierung beschränken sich auf 

Vorgaben zum Richtplan (Art. 5a der Raumplanungsverordnung, RPV; SR 700.1) be-

ziehungsweise auf die Gesamtgrösse der Bauzonen im Kanton (Art. 30a RPV). Wäh-

rend eine Revision von Art. 15 RPG illusorisch erscheint, wäre eine Anpassung der 

Ausführungsbestimmungen eher im Bereich des Möglichen, wobei zu berücksichti-

gen ist, dass die Mittellandkantone davon kaum betroffen sind.  

Zu Punkt 5: Der Bundeskanzlei und den Departementen kommt im Rahmen ihres 

Aufgabenbereichs gemäss Art. 89 Abs. 2 lit. a Bundesgesetz über das Bundesgericht 

(BGG; SR 173.110) eine generelle Beschwerdebefugnis zu. Die unterstellten Dienst-

stellen, sprich Bundesämter, sind nur legitimiert, wenn das Bundesrecht, auch auf 

dem Verordnungsweg, dies vorsieht. Das Beschwerderecht hat die Funktion eines 

Aufsichtsmittels und dient dazu, den Vollzug des Bundesverwaltungsrechts in den 

Kantonen und in der Bundesverwaltung zu überwachen (vgl. BGE 135 II 338). Dem 

Begehren auf Entzug der Beschwerdebefugnis in den im Auftrag erwähnten Berei-

chen kann keine Aussicht auf Erfolg beschieden werden (Punkt 5).  

Im Lichte dessen sieht die Regierung für eine Standesinitiative gemäss Auftrag keine 

Erfolgschancen. Auch wenn einige Anliegen aus ihrer Sicht berechtigt erscheinen, ist 

die Einreichung im Gesamten nicht zielführend. Das Ergebnis der oben erwähnten 

Standesinitiative aus dem Jahr 2016 hat dies nur zu eindrücklich aufgezeigt. Die Re-

gierung ist jedoch bereit, die Punkte 1 und 4 in Form einer Standesinitiative bei der 

Bundesversammlung einzureichen.  

Aufgrund dieser Ausführungen beantragt die Regierung dem Grossen Rat, den vor-

liegenden Auftrag betreffend die Punkte 1 und 4 zu überweisen und betreffend die 

Punkte 2, 3 und 5 abzulehnen. 
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